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Der gefallene Held
Der ehemalige peruanische Präsident Alberto Fujimori ist 86-jährig gestorben

RICHARD BAUER

Für die einen war er der Retter Perus,
für die anderen ein machtbesessener,
skrupelloser Autokrat. Bis ins hohe Al-
ter spaltete Alberto Fujimori, der Sohn
japanischer Einwanderer, die Perua-
ner in zwei unversöhnliche Lager. Das
Gros seiner Anhänger hielt ihm be-
dingungslos die Treue, dies auch, nach-
dem er als Präsident unhaltbar gewor-
den und Hals über Kopf nach Japan ins
Exil geflüchtet war. Später, als der gefal-
lene Held wegenMachtmissbrauchs und
Menschenrechtsverletzungen zu hohen
Haftstrafen verurteilt und ins Gefäng-
nis gesteckt wurde, erlangte er den Sta-
tus eines Märtyrers.

Von der ungebrochenen Populari-
tät ihres Vaters zehrte auch Fujimoris
Tochter Keiko. Beinahe wäre auch sie
ins Präsidentenamt gewählt worden. In-
zwischen ermitteln Staatsanwälte gegen
sie wegen desVerdachts auf Korruption.
Sie soll in den Bestechungsfall um den
Baukonzern Odebrecht verwickelt sein.

Ohne echte Freunde und ohne orga-
nisierte Partei gewannAlberto Fujimori
1990 die Präsidentschaftswahlen. Nach
der desaströsen ersten Regierungszeit
des Jungstars der peruanischen Poli-

tik, des Sozialdemokraten Alan Gar-
cía, und seiner Clique sowie im Sog der
zunehmenden Gewalt von zwei Terror-
guerillas lag das Land am Boden. Inmit-
ten der weitverbreiteten Untergangs-
stimmung trat aus dem Nichts der Aus-
senseiter Fujimori wie ein Messias auf
die politische Bühne. Der Rektor der
wichtigsten landwirtschaftlichen Uni-
versität Perus hatte den einsamen Ent-
schluss gefasst, die Wahlheimat seiner
Eltern zu retten. Um den Wahlkampf
zu finanzieren, verkaufte er eigenes
Land und Traktoren. Auf einem um-
funktionierten Lastwagen, dem «Fuji-
mobil», tingelte er durchs Land auf der
Suche nachWählern.

Vater des Wirtschaftswunders

Sein potenter Gegner, der angesehene
Schriftsteller und spätere Nobelpreis-
träger Mario Vargas Llosa, hatte in der
Stichwahl das Nachsehen.Trotz anfäng-
lich weitverbreiteten Sympathien verlor
der wortgewaltige liberale Intellektuelle
und Repräsentant der weissen Ober-
schicht das Rennen gegen den volks-
nahen, häufig unbeholfen auftretenden
Chino – so der Übername für alle aus
Asien stammenden Peruaner.

Einmal im Amt, machte sich der
Mathematiker und Ingenieur ans grosse
Aufräumen. Mit einschneidenden Wirt-
schaftsmassnahmen, dem «Fujischock»,
stoppte er die galoppierende Inflation,
brachte die Staatsfinanzen ins Lot und
beendete den Pariastatus des Landes
bei den ausländischen Kreditgebern.
Ein beispiellos hartes Strukturanpas-
sungsprogramm neoliberalen Zuschnitts
machte Schluss mit der verkrusteten
Staatswirtschaft und öffnete das Land
für ausländische Investoren. Nicht zu
Unrecht gilt Fujimori alsVater desWirt-
schaftswunders, das Peru in den folgen-
den Jahrzehnten erlebte.

Doch Fujimori besass im Parlament
keineMehrheit, und es kam immer wie-
der zu Konflikten mit der Legislative.
Da löste er das Parlament mit Unter-
stützung des Militärs am 5.April 1992
in einemAutogolpe (Selbstputsch) kur-
zerhand auf und suspendierte die ver-
fassungsmässigen Rechte der Judi-
kative. Er liess eine neue, von seinen
Vorstellungen geprägte Verfassung
ausarbeiten.Weil derModernisierer In-
flation undTerror besiegte, verzieh ihm
das Volk diese willkürliche Auflösung
des Kongresses und wählte ihn 1995 mit
überwältigendemMehr für eine zweite

Amtsperiode. Massive Investitionen
in Schulen, Spitäler, Strassen und die
Elektrizitätsversorgung, gepaart mit
Programmen zur zielgerichteten Be-
kämpfung der Armut, förderten die
Popularität des Präsidenten unter der
Masse der Bevölkerung auf dem Land
und in den Slums der Städte.

Das Glück auf seiner Seite

Viele abergläubische Peruaner sind
überzeugt, dass Fujimori mit demGlück
im Bunde stand. Glück hatte er alle-
mal, als er entgegen allen Prognosen
zum Präsidenten gewählt wurde. Ein
besonderer Glücksstrahl traf ihn so-
dann, als zu Beginn seiner Regierungs-
zeit die Polizei Abimael Guzmán, den
meistgesuchten Mann Perus, in des-
sen Versteck aufspürte und gefangen
setzte. Unter dem Kriegsnamen «Presi-
dente Gonzalo» hatte der Philosophie-
professor aus denAnden die maoistisch
inspirierte, äusserst gewalttätige Unter-
grundorganisation des Leuchtenden
Pfades gegründet und als deren ideolo-
gischer und militärischer Führer erstar-
ken lassen.Terroranschläge und Massa-
ker brachten Peru an den Rand der Un-
regierbarkeit. Die Richter verurteilten
Guzmán zu lebenslänglicher Haft, Fuji-
mori stand als glanzvoller Sieger da.

Nicht weniger Glück hatte Fujimori,
als er 1996 der Geiselnahme durch einen
Trupp der linken Túpac-Amaru-Rebel-
len in der Residenz des japanischen Bot-
schafters in Lima entging. Statt seiner
gerieten Fujimoris Mutter und weitere
600 Partygäste in die Hand der Geisel-
nehmer. Die Glückssträhne setzte sich
fort, als es Monate später einem Son-
derkommando der Armee gelang, ohne
grosses Blutvergiessen der Botschafts-
besetzung ein Ende zu bereiten. Fuji-
mori lehnte Verhandlungen mit den
Geiselnehmern strikte ab. Mit sei-
nen Militärberatern plante er ein küh-
nes Unternehmen. Wochenlang gruben
Bergwerksspezialisten unbemerkt einen
Tunnel zur besetzten Villa, durch den
die Elitesoldaten schliesslich vorrücken
konnten.Unbestrittener Sieger der Ope-
ration war einmal mehr der kaltblütige
Planer und Feldherr Fujimori.

Fujimoris Stern begann zu sinken,
als er sich anschickte, für eine dritte
Amtsperiode zu kandidieren. Ein um-
strittenes Gesetz ebnete ihm den Weg
zur erneuten Wiederwahl, was vielen
Peruanern in den falschen Hals geriet.
Bereits zirkulierten Gerüchte über
Korruption und Machtmissbrauch im
Umkreis des machthungrigen Präsi-
denten. Massive Manipulationen trüb-
ten den Wahlprozess des Jahres 2000,
der Fujimori imAmt bestätigte. Oppo-

sition und internationale Wahlbeob-
achter kritisierten die schamlose Ein-
flussnahme der Regierung und des Ge-
heimdienstes bei den Urnengängen.
Ins Fadenkreuz von Opposition und
internationalen Wahlbeobachtern ge-
riet insbesondere Vladimiro Montesi-
nos, der wichtigste Berater imApparat
des Geheimdienstes.

Unehrenhaft aus der Armee ausge-
schieden, hatte sich der frühere Haupt-
mann und Winkeladvokat das Ver-
trauen Fujimoris erschlichen. Teils mit
Einwilligung des Präsidenten, teils
hinter dessen Rücken entwickelte er
immer raffiniertere Verfahren, um
Opposition und Gerichte auszuschal-
ten,Beamte einzusetzen sowie Politiker
undMedienunternehmer zu bestechen.
Der peruanische Rasputin stolperte
schliesslich über eine Reihe von Skan-

dalen, in die er persönlich verwickelt
war. Dazu gehörte die Überweisung
von Profiten aus illegalenWaffenschie-
bereien auf Bankkonten in Panama und
der Schweiz. Fujimori musste Montesi-
nos fallenlassen – und fiel mit ihm.Aus
Japan, wo er an einer internationalen
Tagung teilnahm, reichte Fujimori per
Fax Ende 2000 seinen Rücktritt als
Staatschef ein.

Lebensende in Haft

Es folgten Jahre des Exils in Japan
und Chile. Schliesslich war ein Auslie-
ferungsgesuch der peruanischen Behör-
den erfolgreich.Zurück in Peru, sah sich
der alt gewordene Ex-Präsident in eine
Reihe von Prozessen wegenMachtmiss-
brauchs und schwerenMenschenrechts-
vergehen im Kampf gegen die Guerilla
verwickelt. Ab 2009 verbüsste er da-
für eine auf fünfundzwanzig Jahre an-
gesetzte Gefängnisstrafe. Im Dezember
2023 wurde der gesundheitlich schwer
angeschlagene Fujimori aus der Haft
entlassen. Nun ist er 86-jährig in Lima
im Kreis seiner Familie gestorben.

Richard Bauerwar in den 1990er Jahren Kor-
respondent der NZZ in Peru.

Er trat wie ein Messias auf die politische Bühne:Alberto Fujimori nach seiner Amtseinführung im Jahr 1990. ALEJANDRO BALAGUER / AP
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«Wo es die Russen interessiert, machen sie mit»
Moskau sei für Schweizer Initiativen offener, als es scheine, sagt Thomas Greminger, Direktor des Genfer Zentrums für Sicherheitspolitik

Herr Greminger, der deutsche Bundes-
kanzler Olaf Scholz sieht den Moment
für Friedensgespräche für die Ukraine
gekommen, dieses Mal mit Russland.
Teilen Sie seine Einschätzung?
Es ist positiv, dass ein westlicher Politiker
von Scholz’ Statur dazu aufruft, Friedens-
gespräche vorzubereiten. Im Moment
fehlt allerdings weiterhin die Bereitschaft
der Kriegsparteien, sich an denVerhand-
lungstisch zu setzen.Auf beiden Seiten ist
eineTendenz zur Eskalation zu beobach-
ten. Das zeigen der ukrainische Vorstoss
auf Kursk wie auch die intensiviertenAn-
griffe der Russen auf zivile Ziele und die
Energieinfrastruktur in der Ukraine.Vor
den amerikanischenWahlen wird sich an
der Situation nichts ändern. Es gibt in
jüngster Zeit zwar Signale, dass sich Kiew
aufWaffenstillstandsverhandlungen vor-
zubereiten scheint. Aber der Zeitpunkt
bleibt offen. Die Ukraine muss zuerst
Klarheit haben, wie die künftige Politik
der USA aussehen wird.

Während Russland auf dem Schlacht-
feld Fakten schafft . . .
Beide Seiten versuchen, auf dem
Schlachtfeld Vorteile zu erringen. Die
Russen wollen offensichtlich die beiden
Regionen im Donbass unter ihre Kon-
trolle bringen.Die Operation der Ukrai-
ner in Kursk ist ebenfalls ein Versuch,
das militärische Moment auf ihre Seite
zu ziehen – und damit vorteilhafte Vor-
aussetzungen für Waffenstillstandsver-
handlungen zu erreichen.

Eine zweite Ukraine-Konferenz ergibt
also auf absehbare Zeit keinen Sinn?
Solche Grossanlässe bringen nichts, so-
lange die grundsätzliche Verhandlungs-
bereitschaft der Kriegsparteien fehlt.
Diese wird nicht durch Spitzentreffen

geschaffen. Es braucht vertrauliche for-
melle und informelle Gespräche. Wenn
dann mal ein Prozess in Gang gekom-
men ist, mag eine grosse Konferenz
wieder Sinn ergeben. Das kann die Ver-
handlungsparteien unter Druck setzen,
möglichst flexibel zu sein und das inter-
nationale Völkerrecht zu respektieren.

Ohne weitere Vorarbeiten werden also
auch die Resultate des nächsten Spitzen-
treffens bescheiden ausfallen.
Ja. Ich schliesse zwar nicht aus, dass man
sich darauf einigt, zunächst Teilaspekte
wie die Ernährungssicherheit oder die
Nuklearsicherheit zu verhandeln. Aber
auch innerhalb dieser Themen müssen
die Kriegsparteien bereit sein, effektiv
zu verhandeln. Das heisst auch, sich mit
den Russen an den Tisch zu setzen, im
informellen oder vertraulichen Rahmen.

Waren Scholz’ Aussagen lediglich ein
Wahlkampfmanöver?
Ich finde das Signal vernünftig. Gleich-
zeitig bleibt Deutschland der zweit-
wichtigste militärische Unterstützer der
Ukraine. Es ist demnach keine Entsoli-
darisierung.Aber die Aussagen des Bun-
deskanzlers haben auch einen innenpoli-
tischen Hintergrund.Es ist klar, in welche
Richtung der politische Mainstream in
den östlichen Bundesländern geht.

Die Schweiz versucht, nach demBürgen-
stock weiterhin eine Rolle zu spielen.
Wie beurteilen Sie diese Bemühungen?

Mir ist im Moment noch nicht klar, in
welche Richtung die Schweizer Aussen-
politik gehen will. Es gibt grundsätzlich
zwei Optionen. Entweder halten wir an
der Logik des Bürgenstocks fest und be-
tätigen uns hauptsächlich als Fürspreche-
rin für die Positionen der Ukraine.Damit
ist die Schweiz politisch im westlichen
Lager abgestützt – und auch bei unseren
wichtigsten Wirtschaftspartnern. Oder
wir versuchen, eine Strategie der Fazilita-
tion zu verfolgen, also Bemühungen, den
Konflikt über einen inklusiven Prozess zu
lösen. Das ist natürlich mit politischen
Risiken verbunden. Es würde implizie-
ren, dass wir diskret auch auf Russland
zugehen. Nur als Fürsprecherin für eine
Seite aufzutreten, reicht nicht, wenn man
sich als Vermittlerin engagieren will.

Russland hat schon früher klargemacht,
dass es keineVermittlerrolle der Schweiz
will und diese nicht mehr als neutral be-
trachtet.
Das ist das offizielle russische Narrativ,
das insbesondere das Aussenministe-
rium in Moskau immer wieder lautstark
verbreitet. In der Realität hat Russland

gegenüber der Schweiz eine differen-
zierte Haltung. Das sehen wir auch bei
den informellen Kanälen für den Dia-
log, die wir unterhalten.Wo es die Rus-
sen interessiert, machen sie mit. Als ich
im Frühling das letzte Mal in Moskau
war, spürte ich eine Bereitschaft, auf all-
fällige Initiativen der Schweiz zu reagie-
ren.Aber diese müsste aktiv darauf hin-
arbeiten. Das ist auch diskret möglich.
Wenn man merkt, dass es nicht klappt,
kann man es immer noch sein lassen.
Klar ist jedoch auch, dass ohne denWil-
len beider Parteien eine Fazilitation
nicht möglich ist.

Jüngst haben sich einige Kleinstaaten
hinter die Bürgenstock-Deklaration ge-
stellt. Baut die Schweiz an einem Potem-
kinschen Dorf?
Dieser Ansatz ist vermutlich nicht be-
sonders zielführend.Die eigentlicheAb-
sicht wäre es ja gewesen, dass sich wich-
tige Länder des globalen Südens hinter
eine konstruktive Lösung stellen.

Trotz positiven Signalen haben dies
China und Brasilien nicht getan. Hat

sich die Schweiz von diesen Staaten an
der Nase herumführen lassen?
Die Schweiz hat einen ernsthaften Ver-
such unternommen,möglichst inklusiv zu
sein. Sie war damit auf dem Bürgenstock
nur beschränkt erfolgreich, wie sich ge-
zeigt hat. Die Konferenz hat keine gros-
sen Fortschritte erzielt, um die Länder
des globalen Südens einzubeziehen.Aber
es war den Versuch wert. Die Bürgen-
stock-Konferenz war ein grosser Erfolg,

um die Schweiz im Lager der westlichen,
gleichgesinnten Staaten zu positionie-
ren. Das Spitzentreffen hat die Zweifel
bezüglich unserer Loyalität gegenüber
westlichen Werten ausgeräumt. Das hat
seinen politischenWert gehabt.

Die Bürgenstock-Konferenz war für die
Schweiz ein Balanceakt. In einem Be-
richt empfiehlt eine Studienkommission
des Verteidigungsdepartements (VBS)
nun, die Neutralitätspolitik flexibler zu
handhaben. Teilen Sie diese Schluss-
folgerungen?
Die Schweiz hatte in der Neutralitäts-
politik schon immer relativ grosse Frei-
heiten. Es ist schade, dass sie die im
Jahr 2023 angelaufene Diskussion über
die Neutralität nicht zu Ende geführt
hat. Der bundesrätliche Bericht, der
eine Neukonzeption hätte sein sollen,
ist dann lediglich zu einer Postulatsant-
wort geworden.Die Studiengruppe des
VBS strebt nun mehr Kooperationen
mit militärisch gleichgesinnten Staa-
ten, Nachbarländern, der Nato und der
EU an. Das ist aus einer sicherheits-
politischen Logik heraus nachvollzieh-
bar. Spielraum gibt es sicher auch beim
Wiederexport von Rüstungsgütern.Die
rote Linie sind für mich die Pflichten
des internationalen Völkerrechts für
neutrale Staaten, die man nicht aufwei-
chen kann. Dazu gehört es etwa, eine
Kriegspartei mit militärischen Mitteln
zu unterstützen.

Interview: Tobias Gafafer

«Es braucht vertrauliche
Gespräche. Wenn dann
mal ein Prozess in Gang
gekommen ist, mag
eine grosse Konferenz
wieder Sinn ergeben.»

«Nur als Fürsprecherin für eine Seite aufzutreten, reicht nicht, wenn man sich als Vermittlerin engagieren will», sagt der Experte
Thomas Greminger. URS FLÜELER / KEYSTONE
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Starker Anstieg der Studentenzahlen an der ETH
Die erhöhten Semestergebühren für Ausländer dürften im Poker um ein neues Abkommen mit der EU noch zu reden geben

ROBIN SCHWARZENBACH

An den Hochschulen beginnt am Mon-
tag das Herbstsemester, und die Zahlen
der Studentinnen und Studenten ken-
nen auch dieses Jahr nur eine Richtung:
nach oben. An der ETH Zürich wer-
den rund 27 000 junge Menschen ihr
Studium beginnen oder fortsetzen. Auf
Bachelorstufe haben sich 3700 Studien-
anfänger angemeldet. Das sind bemer-
kenswerte 13 Prozent mehr als im ver-
gangenen Jahr, wie die Hochschule am
Donnerstag in einer Medienmitteilung
schreibt. 35 Prozent der Erstsemester
auf dieser Stufe sind Frauen.

Auch imMaster werden deutlichmehr
Studierende beginnen als 2023. Genaue
Zahlen dazu liegen noch nicht vor. Doch
die Zahl der Bewerbungen für einen
Masterstudienplatz hat laut ETH um ein
Drittel zugenommen. Die Mehrheit die-
ser Kandidaten stammt aus dem Aus-
land. Zugelassen wurde nur jeder dritte
Anwärter mit ausländischer Vorbildung.

Die Klassiker der technischen Hoch-
schule «verkaufen» sich nach wie vor
am besten: Maschinenbau, Informatik,
Physik undArchitektur gehören weiter-

hin zu den beliebtesten Studiengängen.
Aber das genügt der ETH nicht. Sie
will nach den Sternen greifen: Ab die-
sem Semester können Studierende auch
einen Master in Space Systems belegen.
Geleitet wird dieser Lehrgang von Tho-
mas Zurbuchen, dem früheren wissen-
schaftlichen Direktor der amerikani-
schen Weltraumbehörde Nasa. Er soll
dazu beitragen, dass die Schweiz in der
Raumfahrtbranche mit anderen führen-
den Ländern mithalten kann.

Knapper Entscheid im Ständerat

Die starke Nachfrage von Studieren-
den bringt die Hochschule allmählich
an ihre Belastungsgrenze. Seit dem Jahr
2000 sind die Studierendenzahlen um
137 Prozent angestiegen. Die Zahl der
Professorinnen und Professoren hat im
gleichen Zeitraum nur um 56 Prozent zu-
genommen. Dozentinnen und Forscher
müssen also immer mehr Studenten be-
treuen.Die ETH Zürich ist immer weni-
ger in der Lage, ihre eigenenAnsprüche
als Spitzenuniversität zu erfüllen.

Die Universität St. Gallen steckt
in einem ähnlichen Dilemma: zu viele

Studenten, zu wenig Platz, Sorge um
die Qualität des Studiums.AmMontag
werden 10 000 Studierende ins Semes-
ter starten, so viele wie noch nie. Der
Campus in St. Gallen ist eigentlich nur
für 5000 Studentinnen und Studenten
konzipiert.

Im Fall der ETHZürich und der ETH
Lausanne greift die Politik zu einem be-
kannten Mittel. Sie hofft, den Ansturm
aus dem Ausland mit höheren Preisen
in den Griff zu bekommen. Nach dem
Nationalrat hat am Donnerstag auch
der Ständerat beschlossen, dass die Stu-
diengebühren für Ausländer mit aus-
ländischer Vorbildung mindestens ver-
dreifacht werden sollen. Das Votum fiel
knapp aus, mit 22 Ja- und 21 Nein-Stim-
men bei 2 Enthaltungen. Derzeit be-
zahlen Studierende an beiden ETH 730
Franken pro Semester – egal, ob sie in
der Schweiz Matur gemacht haben oder
nicht. Bildungsausländer müssen also
künftig mit rund 2200 Franken rechnen.

Der ETH-Rat hatte sich bereits im
Juli für eine Verdreifachung der Ge-
bühren für Studierende aus dem Aus-
land per Herbstsemester 2025 ausge-
sprochen. Das strategische Führungs-

organ der beiden ETH kann darüber
selber entscheiden. Sein Vorschlag wird
nun von den zwei Hochschulen ange-
hört. Eine Zustimmung gilt als sicher,
erst recht nach dem Entscheid der bei-
den Parlamentskammern in Bern.

Brüssel auch gegen Quote

Dieser Schritt dürfte noch zu reden ge-
ben. Die Schweiz bemüht sich um ein
neues bilaterales Abkommen mit der
EU. Und am Forschungsprogramm
Horizon Europe sollen hiesigeWissen-
schafter wieder vollständig teilnehmen
können, statt nur ein bisschen. Im
Poker mit Brüssel dürften höhere Stu-
diengebühren für Ausländer schlecht
ankommen. «Materiellen Einschrän-
kungen» der Personenfreizügigkeit
werde die EU nie zustimmen, heisst
es aus gut informierten Kreisen. Brüs-
sel will, dass Studierende aus der EU
in der Schweiz nicht diskriminiert wer-
den – weder finanziell noch durch eine
Quote, wie sie die Universität St. Gal-
len kennt.Dort darf derAnteil der aus-
ländischen Studierenden nicht mehr als
25 Prozent betragen.

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Selbstbestimmung
heisst für mich,
nie mit Neuanfangen
aufzuhören.»

Stefan Mächler
Group CIO


